
Nutzungsuntersagung 
 

 
Bauvorhaben: Baukontrolle – bauliche Mängel 

Baugrundstück: Schwenningen, August-Reitz-Straße 30, 32, 32/1, Karlstraße 47, 49 

Flurstück-Nr.: 5458/2 

 

 

Allgemeinverfügung 

 

Die Stadt Villingen-Schwenningen erlässt die folgende Allgemeinverfügung: 

 

1) Die Nutzung der Tiefgarage der Gebäude August-Reitz-Straße 30, 32, 32/1, 

Karlstraße 47, 49, Schwenningen (Grundstück Flst. Nr. 5458/2 der Gemarkung 

Schwenningen), wird bis auf Weiteres untersagt. Sämtliche Kraftfahrzeuge und 

sonstige Brandlasten sind aus der Tiefgarage zu entfernen. 

Die Nutzungsuntersagung umfasst nicht die Durchführung von Arbeiten, wel-

che der Mängelbehebung bzw. Fertigstellung des Bauvorhabens dienen. 

 

2) Die sofortige Vollziehung der Verfügung zu 1. wird angeordnet. 

 

3) Diese Allgemeinverfügung gilt nach dem auf die ortsübliche Bekanntmachung 

folgenden Tag als bekannt gegeben. 

 

 

Begründung: 

 

Verfügung zu 1. (Nutzungsuntersagung): 

 

Rechtsgrundlage der Nutzungsuntersagung ist § 65 Abs. 1 Satz 2 Landesbauordnung (LBO). 

Nach dieser Vorschrift kann die Nutzung baulicher Anlagen (§ 2 Abs. 1 LBO) untersagt wer-

den, wenn diese im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften genutzt werden. 

 

Nach diesen Maßgaben ist ein Einschreiten geboten, insbesondere, weil der betreffende 

Gebäudeteil – die Tiefgarage - im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften genutzt 

wird. 

 

1. Von einer vorherigen Anhörung nach § 28 Abs. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz 

(LVwVfG) konnte nach § 28 Abs. 2 Nr. 4 Alt. 1 LVwVfG abgesehen werden. 

 

2. Die Nutzung der Tiefgarage ist materiell baurechtswidrig, wie die Baukontrolle am 

12.03.2026 ergeben hat. Für das Bauvorhaben „Neubau von 5 Mehrfamilienhäusern mit 

gemeinsamer Tiefgarage“ wurde mit Bescheid vom 08.05.2019 die Baugenehmigung 

erteilt. Inzwischen werden die Gebäude sowie die Tiefgarage genutzt, ohne dass das 

Bauvorhaben fertiggestellt wurde. 

Die festgestellten Mängel ergeben sich einerseits daraus, dass bisher nicht alle Festset-

zungen aus der Baugenehmigung umgesetzt wurden, sodass die bauliche Anlage aktuell 

nicht dem genehmigten Stand entspricht. Andererseits wurden Teile der baulichen An-

lage mangelhaft errichtet bzw. befinden sich noch im Bau, was insgesamt zu erheblichen 

Gefahren für Leib und Leben der Benutzer der Tiefgarage, aber auch der Gebäude insge-

samt führt. 

 

Bereitstellungstag: 13.03.2026 
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Gem. § 15 Abs. 1 LBO sind bauliche Anlagen so anzuordnen und zu errichten, dass der 

Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch (Brandausbreitung) 

vorgebeugt wird und bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirk-

same Löscharbeiten möglich sind. 

 

Bei der Baukontrolle am 12.03.2026 wurden zahlreiche bauliche, insbesondere brand-

schutztechnische Mängel festgestellt: 

 

a. Die erforderlichen Brandschottungen sind weitestgehend nicht vorhanden. Dies führt 

dazu, dass es bei einem in der Tiefgarage ausbrechenden Brand zu einer rasanten 

Ausbreitung von Feuer, Rauch und toxischen Gasen über sämtliche Brandabschnitte 

hinweg bis in die bereits bewohnten, mit der Tiefgarage verbundenen Gebäude kom-

men würde. 

b. In notwendigen Treppenräumen müssen Öffnungen zu Räumen und Nutzungseinhei-

ten mit einer Fläche von mehr als 200 m2, ausgenommen Wohnungen, zu Kellerge-

schossen, zu nicht ausgebauten Dachräumen, Werkstätten, Läden, Lagerräumen und 

ähnlichen Räumen mindestens feuerhemmende, rauchdichte und selbstschließende 

Abschlüsse haben. (§ 11 Abs. 5 Nr. 1 LBOAVO) 

Vorliegend ist die erforderliche selbstschließende Funktion der Türen nicht bei allen 

Türen gegeben. Sämtliche Brandschutztüren / Obertürschließer sind noch einzustel-

len. Zudem sind größtenteils noch Montageschwellen vorhanden, welche zu Stolper-

stellen führen. 

c. Zur Beleuchtung der Rettungswege muss in der Tiefgarage zusätzlich eine Sicher-

heitsbeleuchtung, die eine vom Versorgungsnetz unabhängige, bei Ausfall des Netz-

stroms sich selbsttätig einschaltende Ersatzstromquelle hat, die für einen mindes-

tens einstündigen Betrieb und eine Beleuchtungsstärke von mindestens 1 Lux aus-

gelegt ist, vorhanden sein. 

Alternativ sind nachleuchtende Markierungen, die für mindestens eine Stunde eine 

entsprechende Beleuchtungsstärke gewährleisten und leicht erkennbar zu den Aus-

gängen führen, erforderlich. (§ 10 Abs. 2 GaVO). 

Die Sicherheitsbeleuchtung bzw. nachleuchtenden Markierungen sind nicht vorhan-

den. Die Beleuchtung allgemein ist in der Tiefgarage nur notdürftig vorhanden, die 

Beleuchtungsstärke von 1 Lux wird nicht erreicht. 

d. Die Fluchtwegpiktogramme sind nur provisorisch zu den Türen zu den Treppenhäu-

sern vorhanden. (§ 9 Abs. 4 GaVO) 

e. Der in der Baugenehmigung vom 08.05.2019 geforderte Feuerwehrplan gem. DIN 

14095 ist nicht vorhanden (§ 13 Abs. 2 GaVO). 

f. Eine natürliche Entlüftung ist ausreichend, wenn eine ständige Querlüftung durch 

nicht verschließbare Lüftungsöffnungen oder bis zu 2 m hohe Lüftungsschächte je-

weils mit einem freien Gesamtquerschnitt von mindestens 1.500 cm² je Garagen-

stellplatz, einen Abstand der einander gegenüberliegenden Außenwänden mit Lüf-

tungsöffnungen oder Lüftungsschächte von höchstens 35 m und einem Abstand zwi-

schen den einzelnen Lüftungsöffnungen der Lüftungsschächte von höchstens 20 m. 

(§ 11 Abs. 1 GaVO) 
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Die vorhandenen Lichtschächte bzw. Lüftungsschächte der Tiefgarage sind teils mit 

Holz anstatt mit Lüftungsgittern verschlossen und entsprechen damit nicht den An-

forderungen nach § 11 Abs. 1 GaVO. Zudem sind diese noch gegen unbefugtes Öff-

nen zu sichern. 

g. Die Garage ist mit einer nichtselbstständigen Feuerlöschanlage auszustatten. Die Art 

ist im Benehmen mit der für den Brandschutz zuständigen Stelle festzulegen. 

Wird der Nachweis erbracht, dass bei den kraftbetriebenen Hebebühnen mit denen 

Fahrzeuge übereinander angeordnet werden können innerhalb der Garage alle Stell-

plätze in jedem Betriebszustand mit Löschmittel von der Fahrgasse erreicht werden 

können oder durch Abschlüsse abgetrennte Stellplätze von der Fahrgasse mit Lösch-

mittel erreichbar sind, kann diese Forderung entfallen. (§ 12 Abs. 3 GaVO) 

Bislang ist nur ein einziger Doppelparker installiert. Eine nichtselbstständige Feuer-

löschanlage ist nicht vorhanden! 

h. Darüber hinaus wurden zahlreiche weitere bauliche Mängel festgestellt, welche aus 

der noch nicht erfolgten Fertigstellung der Tiefgarage resultieren und so zu einer Ge-

fahr für die Nutzer der Tiefgarage führen: 

• Die Beschichtung des Bodens ist in der kompletten Tiergarage nicht vorhan-

den. 

• Das Rinnen-System ist nahezu vollständig lediglich durch Bretter abgedeckt. 

• Alle leeren, noch nicht ausgeführten, Doppelparker-Positionen sind nur provi-

sorisch mit Baustützen, Brettern und Bauzäunen gesichert. Zudem sammelt 

sich an diesen Stellen inzwischen Wasser. 

• Die Dämmung der Decke der Tiefgarage ist nicht vorhanden. 

• Die Isolierung der Tiefgarage ist unvollständig. 

• Es wurden diverse Wassereintritte in der Tiefgarage festgestellt. 

 

3. Die Stadt Villingen-Schwenningen macht von dem ihr auf Rechtsfolgenseite eröffneten 

Ermessen pflichtgemäß Gebrauch. Die Nutzungsuntersagung wird auch unter Berück-

sichtigung des Umstands ausgesprochen, dass das Bauvorhaben insgesamt noch nicht 

fertiggestellt wurde, und die Gebäude sowie die Tiefgarage trotzdem genutzt werden. 

Eine andere, weniger einschneidende Maßnahme als die hiermit angeordnete kommt 

nicht in Betracht. Der derzeitige Zustand stellt eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben 

der Benutzer der Tiefgarage aber auch der sich darüber befindlichen Wohngebäude dar. 

Die Nutzungsuntersagung zum Schutz dieser Rechtsgüter ist im Übrigen unabhängig da-

von angezeigt, welche Personen die Tiefgarage nutzen. Insofern bestand auch im öffent-

lichen Interesse die Pflicht zum Einschreiten. Das der Baurechtsbehörde in o. g. Vor-

schrift eingeräumte Ermessen wird daher nach Abwägung aller für den Fall bedeutsa-

men Umstände dahingehend ausgeübt, dass die Durchführung der unter Ziffer 1 gefor-

derten Maßnahme angeordnet wird. Diese Entscheidung ist geeignet und erforderlich 

um baurechtsmäßige Zustände wiederherzustellen. Eine weniger einschneidende Maß-

nahme ist nicht möglich. 

Nachdem die Tiefgarage zahlreiche sicherheitsrelevante bauliche Mängel aufweist und 

die Anforderungen an den Brandschutz nicht eingehalten sind, sowie angesichts der dar-

aus resultierenden Gefahr ist die baurechtliche Anordnung auch erforderlich und ange-

messen. 

 

Die Nutzungsuntersagung zum Schutz dieser Rechtsgüter ist im Übrigen unabhängig davon 

angezeigt, welche Personen das Gebäude nutzen. Es sind keine Gründe erkennbar, die dafür 
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sprechen, bestimmte (potenzielle) Nutzer von der Nutzungsuntersagung auszunehmen. Die 

Stadt Villingen-Schwenningen entscheidet sich deshalb auch unter Berücksichtigung ihres 

Störerauswahlermessens, das vor allem vom Gebot der Effektivität der Gefahrenabwehr ge-

leitet wird, die Nutzungsuntersagung als generell-konkrete Allgemeinverfügung gemäß  

§ 35 Satz 2 LVwVfG zu erlassen, wie es von Rechtsprechung und Literatur anerkannt ist (VG 

Gera, Beschl. v. 14.01.2019 – 4 E 2354/18 Ge –, juris Rn. 20 ff.; Hornmann, HBO,  

4. Aufl. 2022, § 82 Rn. 210; siehe auch VG Gelsenkirchen, Urt. v. 06.10.2021 – 10 K 

10512/17 –, juris Rn. 149). Dies gilt umso mehr, als der Nutzerkreis der Tiefgarage auch nicht 

klar abgrenzbar ist und sich nicht und die Nutzer nicht zwingend nur die polizeilich in den Ge-

bäuden gemeldeten Personen sein müssen, sodass der Erlass individuell-konkreter Nut-

zungsuntersagungen im Sinne von § 35 Satz 1 LVwVfG untunlich ist (Niedersächsisches 

OVG, Beschl. v. 18.10.2004 – 1 ME 205/04 –, juris Rn. 14 ff.; Mann, in: Große-Suchsdorf, 

Nds. BauO, 10. Aufl. 2020, § 79 Rn. 52). 

 

Verfügung zu 2. (Anordnung der sofortigen Vollziehung): 

 

Für diese Maßnahme (Ziffer 1) wird die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwal-

tungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. 

 

Die Entscheidung über die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im Ermessen der Be-

hörde, wobei das Interesse des Betroffenen an der sofortigen Vollziehung gegen das Inte-

resse eines anderen Beteiligten an der aufschiebenden Wirkung abzuwägen ist. Das öffentli-

che Interesse an der sofortigen Erfüllung der Auflagen ist höher zu bewerten als das private 

Interesse, eine einmal erlangte Position auch im Falle einer Klage beibehalten zu können.  

Diese Voraussetzung ist hier gegeben, denn es ist im öffentlichen Interesse dringend gebo-

ten, die alsbaldige Beseitigung der Gefahr für Leben oder Gesundheit auch im Falle eines 

Rechtsbehelfs gegen diese Verfügung sicherzustellen. Es gilt hierbei zu verhindern, dass un-

ter dem Schutz der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs bzw. späteren Rechtsmit-

tel die geschilderte Gefahrenlage für einen nicht abzusehenden Zeitraum bestehen bliebe.  

Dies stellt angesichts der festgestellten baulichen und insbesondere brandschutztechni-

schen Mängel eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben dar. Die angeordneten Maßnah-

men sind zur Gefahrenabwehr unabdingbar, insofern ist es zur Gefahrenabwehr aus öffentli-

chem Interesse dringend geboten die sofortige Vollziehung anzuordnen. 

 

Verfügung zu 3. (Bekanntgabefiktion): 

 

Die Verfügung zu 3. hat ihre Rechtsgrundlage in § 41 Abs. 4 Satz 4 LVwVfG. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-

tungsgericht Freiburg, mit Sitz in Freiburg im Breisgau, erhoben werden. 

 

Hinweis: 

Diese Allgemeinverfügung sowie ihre Begründung können bei der Stadt Villingen-Schwen-

ningen, Referat des Oberbürgermeisters, Abteilung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Müns-

terplatz 7/8, 78050 Villingen-Schwenningen, eingesehen werden 

 

 

Villingen-Schwenningen, den 13.03.2026 

 

Stadt Villingen-Schwenningen 

Baurechtsamt 
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